
Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
 

Die Ministerin 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration 
des Landes Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf    12. März 2026 

Seite 1 von 1 

 

Aktenzeichen  

bei Antwort bitte angeben 

 

Kerstin Peters 

Telefon 0211 837-2761 

Kerstin.Peters@mkjfgfi.nrw.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstgebäude und  

Lieferanschrift: 

Völklinger Straße 4 

40219 Düsseldorf 

Telefon 0211 837-2000 

Telefax 0211 837-2200 

poststelle@mkjfgfi.nrw.de 

www.mkjfgfi.nrw 

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahn Linien 

706, 709 (HST Stadttor) 

707 (HST Wupperstraße) 

 

 

An den 

Präsidenten des Landtags  

Nordrhein-Westfalen 

Herrn André Kuper MdL 

Platz des Landtags 1 

40211 Düsseldorf 

 

 

 

Sitzung des Ausschusses für Europa und Internationales am 13. 

März 2026 

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

für die o. g. Ausschusssitzung bin ich um einen schriftlichen Bericht zum 

aktuellen Stand der Umsetzung des Gemeinsamen Europäischen 

Asylsystems (GEAS) in Nordrhein-Westfalen gebeten worden. 

Dieser Bitte komme ich hiermit gerne nach und übersende zur 

Information der Mitglieder des Ausschusses den beigefügten Bericht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Verena Schäffer 
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Bericht der Ministerin für Kinder, Jugend, Familie,  

Gleichstellung, Flucht und Integration 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

„Umsetzung der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) 

in NRW“ 

 

Sitzung des Ausschusses für Europa und Internationales am 13.03.2026 

 

Das Gemeinsame Europäische Asylsystems (GEAS) verfolgt das Ziel, die Asyl- und 

Migrationspolitik innerhalb der Europäischen Union stärker zu verzahnen. Es schreibt 

bisherige europäische Regelungsmechanismen fort und fügt neue hinzu. Die elf 

Rechtsakte – eine Richtlinie und zehn Verordnungen – des Pakets müssen in Ab-

stimmung mit der Bundesebene in rechtlicher, technischer und prozessualer Hinsicht 

in Nordrhein-Westfalen umgesetzt werden. Das federführende Ministerium für Kinder, 

Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration (MKJFGFI) steht hierzu so-

wohl mit dem Bundesinnenministerium, den betroffenen Ressorts im Land Nordrhein-

Westfalen, den Bezirksregierungen sowie den Kommunalen Spitzenverbänden im 

Austausch. 

Das GEAS-Paket ist am 14. Mai 2024 auf EU-Ebene beschlossen worden.  

Die Umsetzung des GEAS ist zunächst Aufgabe des Bundes. Dort gilt es, den Pro-

zess zu strukturieren und in Abstimmung mit den Ländern in rechtlicher, prozessualer 

und technischer Hinsicht zu organisieren.  

Zur rechtlichen Umsetzung des GEAS im Bereich des Asyl- und Aufenthaltsrechts 

hat die Bundesregierung zwei Gesetzesentwürfe vorgelegt (GEAS-Anpassungsge-

setz und GEAS-Anpassungsfolgengesetz). Diese befinden sich derzeit im Gesetzge-

bungsverfahren. Ab dem 12. Juni 2026 werden die Rechtsakte anwendbar. In rechtli-

cher Hinsicht sind von der Anpassung des nationalen Rechts an die Vorgaben der 

Reform insbesondere das Asyl- und das Aufenthaltsgesetz betroffen. Die Rechtsakte 

sehen zahlreiche Regelungen vor, die von den Mitgliedstaaten gesetzlich ausgefüllt 

werden müssen; ebenso müssen Zuständigkeiten gesetzlich geregelt werden. Die 

Umsetzungen in nationales Recht sollen im Wesentlichen durch das GEAS-Anpas-

sungsgesetz und das GEAS-Anpassungsfolgegesetz erfolgen. 
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Nach ersten Befassungen durch Bundestag und Bundesrat hat wiederum der Bun-

destag am 27. Februar 2026 die beiden Gesetzentwürfe der Bundesregierung verab-

schiedet. Beide Gesetze wurden zuvor im Innenausschuss des Bundestages in Tei-

len geändert. Hiernach steht nunmehr eine weitere zunächst Ausschussbefassung im 

Bundesrat an. Es handelt sich damit um ein laufendes Gesetzgebungsverfahren. 

 

In prozessualer und technischer Hinsicht gilt es, insbesondere mögliche Anpas-

sungsnotwendigkeiten an den Asylaufnahmeprozess zu prüfen und ggfls. umzuset-

zen. Ein Beispiel ist der sog. Screening-Prozess (vgl. EU-Screening-Verordnung 

2024/1356). Dieses Verfahren werden zukünftig alle Drittstaatsangehörigen, die die 

Voraussetzungen für eine rechtmäßige Einreise nicht erfüllen, durchlaufen. Es um-

fasst eine Identitätsfeststellung, eine Sicherheitsüberprüfung sowie vorläufige Ge-

sundheits- und Vulnerabilitätskontrollen und dürfte zu großen Teilen die Gruppe der 

asylsuchenden Menschen betreffen. Im Rahmen der Operationalisierung dieses Pro-

zesses müssen die unterschiedlichen denkbaren Fallgestaltungen analysiert und mit 

den relevanten Akteuren wie der Bundespolizei und den beteiligten Ressorts inner-

halb Nordrhein-Westfalens (MKJFGFI, Ministerium des Innern, Ministerium für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales) abgestimmt werden. Bezüglich der technischen Maßnah-

men zur Vorbereitung auf die neuen Screening-, Registrierungs- und Verfahrensvor-

gaben des GEAS ab Juni 2026 wurden die erforderlichen Datenfelder zu den Scree-

ning- und Registrierungsvorgaben in den Fachverfahren des Landes implementiert. 

Die Möglichkeit der entsprechenden Speicherung der Daten im Ausländerzentralre-

gister (AZR) aus den Fachverfahren wurde geschaffen und die notwendigen Schnitt-

stellen zu den europäischen Datenbanken wurden angeschlossen, sofern diese bis-

her vom Bundesverwaltungsamt bereitgestellt wurden. 

 

Dem Land ist das frühzeitige Erkennen besonderer Bedürfnisse ein wichtiges Anlie-

gen. Bereits während des Screening-Prozesses erfolgt im ersten Schritt eine vorläu-

fige Vulnerabilitätsprüfung (s.o.) durch hierfür spezialisiertes und geschultes Perso-

nal. Auf diese Weise können bereits in einem sehr frühen Stadium Anhaltspunkte für 

besondere Schutzbedarfe, etwa aufgrund einer Behinderung festgestellt werden. 

Auch im weiteren Verlauf der Aufnahme stellt die Landesregierung sicher, dass be-

sonders schutzbedürftige Personen identifiziert werden und ihre besonderen Bedarfe 
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berücksichtigt werden. Vor diesem Hintergrund werden in den Einrichtungen speziell 

zur Erkennung besonderer Schutzbedarfe geschulte Mitarbeitende eingesetzt. Diese 

führen – unter Berücksichtigung der in der Aufnahme-RL vorgesehenen Frist von 30 

Tagen ab Asylantragstellung – ein vertrauliches persönliches Gespräch mit den Ge-

flüchteten, um mögliche Bedarfe zu identifizieren. Dieses Gesprächsangebot ist nicht 

auf einen bestimmten Zeitpunkt im Aufnahme- und Unterbringungsprozess begrenzt, 

sodass die Geflüchteten auch zu einem späteren Zeitpunkt die Möglichkeit haben, 

sich den Mitarbeitenden anzuvertrauen und ihre Bedarfe zu schildern. 

 

Die Hinweise aus der Fachpraxis sowie den zivilgesellschaftlichen Organisationen im 

Zusammenhang mit der Umsetzung des GEAS werden von der Landesregierung im 

Rahmen der jeweiligen Zuständigkeiten geprüft und – soweit möglich – bei der Aus-

gestaltung der Umsetzungsmaßnahmen berücksichtigt. Dabei werden insbesondere 

auch menschenrechtliche und verfahrensrechtliche Anforderungen sowie praktische 

Aspekte der Umsetzung in den Blick genommen.  

 

Etwaige finanzielle Mehrbedarfe, die aus dem GEAS resultieren, werden im Rahmen 

der Haushaltsaufstellung berücksichtigt. 

 

Unter Berücksichtigung der Veränderungen im Rückführungsbereich werden insbe-

sondere Fortbildungen für die kommunalen und Zentralen Ausländerbehörden ange-

boten, die zum Beispiel die Veränderungen im Bereich der Haftarten des AufenthG-E 

enthalten.  
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